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Arbeit, Soziales, Gesundheit,
Pflege und Konsumentenschutz

Korinna Schumann
Bundesministerin

Herrn

Dr. Walter Rosenkranz
Prasident des Nationalrates
Parlament

1017 Wien

Geschaftszahl: 2026-0.452.939

Wien, 2.7.2026
Sehr geehrter Herr Prasident!

Ich beantworte die an mich gerichtete schriftliche parlamentarische Anfrage Nr. 6040/J der
Abgeordneten Christoph Steiner, Ing. Harald Thau betreffend Ausbildung,
Arbeitsbedingungen und strukturelle Herausforderungen im Gsterreichischen

Rettungsdienst wie folgt:

Eingangs wird festgehalten, dass in der gegenstandlichen parlamentarischen Anfrage
aufgrund eines offensichtlich redaktionellen Versehens in der Aufzahlung zwischen Frage 8

und Frage 13 eine Nummerierungsliicke besteht.
Fragen 1, 6, 7, und 8:

e Wie bewertet Sie die aktuellen Rahmenbedingungen im Gsterreichischen
Rettungsdienst?

e Halten Sie die derzeitige Ausbildungsstruktur fiir Rettungssanitdter und
Notfallsanitdter fiir ausreichend?

e Gibt es Pldne zur Modernisierung der Ausbildung im Rettungsdienst?

a. Wenn ja, welche konkreten Anderungen sind vorgesehen?
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e st eine Ausweitung der Ausbildungsdauer oder eine Akademisierung des
Berufsbildes geplant?

a. Wenn ja, wann und warum?

Das Berufs- und Ausbildungsrecht von Sanitdter:innen ist gemaR der Gsterreichischen
Bundesverfassung Bundessache (Artikel 10 Abs. 1 Z 12 B-VG) und wird durch das
Sanitatergesetz (SanG) sowie durch die Sanitater-Ausbildungsverordnung (San-AV)
bundeseinheitlich geregelt. Die Organisation des Rettungswesens sowie die Sach- und
Personalausstattung der Rettungsmittel, obliegt auf Grund der &sterreichischen
Kompetenzverteilung in der Bundesverfassung den einzelnen Bundeslandern (Artikel 15
B-VG).

Die Reform des Berufs- und Ausbildungsrechts der Sanitater:innen ist flir mein Ressort ein

wichtiges Anliegen.

Auf Grund von Veranderungen und Weiterentwicklungen im Rettungs- und Notfallwesen
sowie zahlreicher Forderungen der unterschiedlichen Stakeholder hat die Gesundheit
Osterreich GmbH (GOG) eine Evaluierung des Berufs- und Ausbildungsrechts der

Sanitater:innen durchgefiihrt. Der Ergebnisbericht liegt vor und ist veroffentlicht.

Da im Rahmen der Diskussionen um eine Novellierung des Berufs- und Ausbildungsrechts
verschiedene Stakeholder inhaltlich teilweise stark voneinander abweichende Konzepte fir
die Neugestaltung des Berufs- und Ausbildungsrechts, insbesondere der Ausbildungsdauer
und -form, vorgelegt haben, wird ein konstruktiver Diskurs mit den Stakeholdern betreffend

die Adaptierungen im System und den Aufbau des Sanitatergesetzes gefiihrt.

Da bereits im Rahmen des Gesetzwerdungsprozesses des SanG seitens einzelner
Bundeslander der Konsultationsmechanismus ausgerufen wurde, ist insbesondere eine

gemeinsame Position der Bundesldander fir die Erzielung eines Konsenses unerlasslich.

Fragen 2, 14, 15 und 20:

e Welche konkreten Mafsnahmen haben Sie konkret gesetzt, um die
Rahmenbedingungen im Rettungsdienst zu verbessern?

e Welche Schritte haben Sie gesetzt, um die Attraktivitdt des Berufs zu erhéhen?
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e Welche Mafsnahmen wurden bislang von lhnen gesetzt, um das Berufsbild
aufzuwerten?

e Reagieren Sie auf Forderung nach mehr gesellschaftlicher Anerkennung fiir
Rettungskrdfte mit einer Regierungsvorlage oder Verordnung?
a. Wenn ja, was ist geplant?
b. Wenn ja, wann?

c. Wenn nein, warum nicht?

Es handelt sich um keine Fragen des Berufs- und Ausbildungsrechts, daher kann seitens

meines Ressorts keine Auskunft erteilt werden.
Fragen 3 und 4:

e Liegen dem Ressort aktuelle Daten zur personellen Situation im Rettungsdienst
vor?
a. Wenn ja, wie stellt sich die Entwicklung in den letzten fiinf Jahren dar?
e Wie hoch ist der Anteil von ehrenamtlichen Krdften, Zivildienern und

hauptberuflichem Personal im Rettungsdienst?
Im Rahmen der Evaluierung des Sanititergesetzes hat die Gesundheit Osterreich GmbH
erstmals eine quantitative Erhebung (iber die Gesamtanzahl der Sanitater:innen mit

aufrechter Berufs- oder Tatigkeitsberechtigung in Osterreich durchgefiihrt.

Der Ergebnisbericht — veroffentlicht unter Evaluierung des Sanitdtergesetzes (SanG) -

Jasmin - Journals, Articles, Symposiums, Monographs Information Network — enthalt auf

den Seiten 12 bis 18 die statistischen Daten hinsichtlich der personellen Ressourcen im

Rettungsdienst.

Da diese Erhebung die erste ihrer Art in Osterreich war, liegen dem Ressort keine Daten der
letzten flnf Jahre vor und es kann daher diesbeziiglich keine statistische Entwicklung
angegeben werden.

Fragen 5 und 17:

e Wie wird sichergestellt, dass eine ausreichende personelle Versorgung

gewdhrleistet ist?
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e Gibt es Uberlegungen zu einer bundesweit einheitlichen Organisation des
Rettungsdienstes?

Wie bereits erwdhnt, obliegt die Organisation des Rettungswesens bzw. die Sach- und
Personalausstattung  der  Rettungsmittel auf Grund der  Osterreichischen
Kompetenzverteilung in der Bundesverfassung den einzelnen Bundeslandern (Artikel 15
B-VG). Entsprechend den verfassungsrechtlichen Maoglichkeiten des Artikels 15a Abs. 2
B-VG konnen die Bundeslander untereinander einheitliche Kriterien beispielsweise zur
personellen Ausstattung im Rettungsdienst vereinbaren. Ein bundesweit einheitliches

Organisationsrecht im Rettungsdienst ist nicht geplant.

Fragen 13 und 16:

e Welche konkreten Mafisnahmen zur Verbesserung der Arbeitszeiten und
Arbeitsbedingungen haben Sie gesetzt?

e Wie wird der steigenden Einsatzbelastung begegnet?

Das Osterreichische Arbeitszeitrecht sieht Bestimmungen zur Arbeitszeit und zur
Arbeitsruhe vor, von denen durch Kollektivvertrage Abweichungen festgelegt und somit
konkrete MaRBnahmen gesetzt werden kdnnen. Damit kann speziell auf die Besonderheiten
der Branche oder die Titigkeiten abgestellt werden. Dariiberhinausgehende Anderungen

im Bereich des Arbeitszeitrechtes wurden auf gesetzlicher Ebene nicht vorgenommen.

Die Ergebnisse eines AUVAfit-Projektes (2024), einer Literaturstudie und ein einschlagiger
IFA-Report zeigen bei einigen Teiltatigkeiten im Rettungsdienst und bei Krankentransporten
hohe bzw. wesentlich erhohte Belastung auf. Es ist davon auszugehen, dass diese
Belastungen bei allen Rettungs- und Krankentransportorganisationen in gleichem Ausmaf
bestehen. Aus Sicht des Zentral-Arbeitsinspektorats wird festgestellt, dass zur Einhaltung
der Anforderungen des § 64 ASchG Arbeitgeber:innen der Rettungs- und
Krankentransportorganisationen MaBnahmen zur Reduzierung der Belastungen des
Muskel- und Skelettapparates setzen miissen. Diese MalRnahmen umfassen in erster Linie
den Einsatz von Hilfsmitteln fir den Patiententransport, den Einsatz von

gewichtsreduzierten Ausriistungen und organisatorische MaBnahmen.
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Das BMASGPK sieht in einer Information der Rettungsorganisationen einen ersten Schritt,

um eine Sensibilisierung der Arbeitgeber:innen zu erreichen.

Selbstverstandlich erfolgen Beratungen und Kontrollen der Rettungsorganisationen durch
die Arbeitsinspektion. Dabei soll insbesondere festgestellt werden, ob die Gefahrdung
durch die manuelle Handhabung von Lasten den Arbeitgeber:innen bekannt ist und ob

Malnahmen fir eine Reduktion der Belastungen gesetzt werden.

Bei den Kontrollen und Beratungen der Rettungsorganisationen durch die Arbeitsinspektion
wird insbesondere die Einhaltung der Grundsadtze der Gefahrenverhiitung durch die
Arbeitgeber:innen betrachtet und hier speziell der Vorrang des kollektiven
Gefahrenschutzes vor individuellem Gefahrenschutz und die Berlicksichtigung des Stands
der Technik.

Frage 18:

e Wie beurteilen Sie die Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen

Rettungsorganisationen?

Die Beantwortung dieser Frage fallt nicht in die Zustdndigkeit meines Ressorts. Die
Organisation des Rettungswesens sowie die Sach- und Personalausstattung der
Rettungsmittel, obliegt auf Grund der O&sterreichischen Kompetenzverteilung in der

Bundesverfassung den einzelnen Bundeslandern (Artikel 15 B-VG).

Frage 19:

e Besteht Reformbedarf im Bereich der Finanzierung des Rettungsdienstes?

a. Wenn ja, welche Mafsnahmen sind geplant?

Die Beantwortung dieser Frage fallt nicht in die Zustidndigkeit meines Ressorts. Die
Organisation des Rettungswesens sowie die Sach- und Personalausstattung der
Rettungsmittel, obliegt auf Grund der Osterreichischen Kompetenzverteilung in der

Bundesverfassung den einzelnen Bundeslandern (Artikel 15 B-VG).
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Die Frage der Finanzierung fallt gemall Artikel 118 Abs. 3 Z 7 B-VG in den eigenen
Wirkungsbereich der Gemeinden.
Mit freundlichen GriRen
Korinna Schumann
: Bundesministerium fir Arbeit, Soziales, Gesundheit, Pflege und
Ao 05 3’8% Unterzeichner Konsumentenschutz d
S :
& d:’o Datum/Zeit 2026-07-02T11:05:26+02:00
LS T x
NDESMI i . o CN=a-sign-corporate-07,0U=a-sign-corporate-07,0=A-Trust Ges. f.
BU“}\]ES,EH,";ﬂ;i‘}_’éﬁf“" Aussteller-Zertifikat Sicherheitssysteme im elektr. Datenverkehr GmbH,C=AT
GESUNDHEIT, PFLEGE UND
KONSUMENTENSCHUTZ
Serien-Nr. 1088205675
AMTSSIGNATUR
Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.
Informationen zur Priifung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen Signatur finden Sie unter:
o . http://www.signaturpruefung.gv.at
Priifinformation Informationen zur Prifung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://www.sozialministerium.at/site/Ministerium/Willkommen_im_Ministerium/Amtssignatur/Amtssignatur

6von 6

www.parlament.gv.at




Unterzeichner | Par| ament sdi rekti on

Datum/Zeit-UTC| 2026- 07- 02T11: 07: 34+02: 00

Prufinformation

Dieses Dokument wurde elektronisch besiegelt.
Informationen zur Priifung des elektronischen
Siegels und des Ausdrucks finden Sie unter:
https://www.parlament.gv.at/siegel




		2026-07-02T11:05:26+0200
	Bundesministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz
	Amtssignatur gemäß § 19 E-Government-Gesetz (E-GovG). Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at


		2026-07-02T11:07:34+0200
	Parlamentsdirektion




